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Redebeitrag zur DS/0624/VI: Waldemar-Pabst-Platz als Zeichen der wahren Demokratie

Mit der Drucksache 624/VI bestätigen die Einreicher erneut, wes Geistes Kind sie sind. Insofern bietet sie den Bezirksverordneten und der Öffentlichkeit nichts Neues. Die im Antrag enthaltenen ungeheuerlichen Zumutungen, die das Ansehen des Bezirks in der Öffentlichkeit schädigen, veranlassen mich jedoch zu prinzipiellen Bemerkungen.

Die erste Zumutung ist die Forderung, den Namen eines antifaschistischen Widerstandskämpfers aus dem Straßenbild zu tilgen. Der Metallarbeiter und Kommunist Anton Saefkow hatte den persönlichen Mut, sich nach sechsjähriger Haft in Zuchthäusern und Konzentrationslagern erneut in den aktiven Widerstand gegen das verbrecherische NS-Regime einzureihen. Es wurde die größte Widerstandsorganisation in Berlin, die er gemeinsam mit Franz Jacob und Bernhard Bästlein organisierte und die den Kontakt zu anderen Gruppierungen um Julius Leber und Adolf Reichwein suchte. Er bezahlte diesen Mut mit seinem Leben. Erneut verhaftet, wurde er im September 1944 in Brandenburg hingerichtet. Zu diesem Zeitpunkt war er gerade 41 Jahre.

Die Motive, sich dem verbrecherischen NS-Regime entgegenzustellen, sind sehr unterschiedlich gewesen. Ganz gleich, ob es christliche Werte – wie bei Prälat Karl Ulitzka und Domprobst Bernhard Lichtenberg – oder das Ethos des preußischen Beamten- und Militäradels – wie bei Henning von Treskow – bzw. sozialdemokratische oder kommunistische Überzeigungen – wie bei Fritz Thurm, Karl Heinrich und Anton Saefkow – waren, sie alle verdienen unseren Respekt. Wir dürfen nicht zulassen, dass jene Frauen und Männer in Vergessenheit geraten, die das Schild der Menschlichkeit in einer unmenschlichen Zeit hochgehalten haben. Daran erinnern ist demokratische Pflicht.

Die zweite Zumutung ist, Waldemar Pabst zum Vorkämpfer der Demokratie stilisieren zu wollen. Das ist zudem eine Lüge. Ob die deutsche Demokratie einen Doppelmord brauchte, um sich durchsetzen zu können, wäre eine eigene Debatte wert. Sicher ist jedoch, dass dieser Doppelmord, den Pabst veranlasste, nur der Auftakt zu einer Reihe von Attentaten und Fememorden war, die die Weimarer Republik erschütterten. Das Schicksal des Sozialdemokraten Hugo Haase, des Zentrumspolitikers Matthias Erzberger und des Außenministers Walther Rathenau stehen für die zweifelhafte Praxis, politische Konflikte mit Morden zu lösen.

Der angebliche Retter der „wahren Demokratie“ entpuppt sich bei näherer Prüfung als einer der umtriebigsten Putschisten gegen die demokratische Republik. Bereits im Juni 1919 ist er in einen ersten Putschversuch verwickelt. 1920 gehörte er zu den Organisatoren des  Kapp-Putsches. 1923 half er Akteuren des Hitler-Ludendorff-Putsches im Nachbarland Österreich unterzutauchen. In Österreich avancierte er zum Stabschef der rechtsextremen „Heimwehr“, eines paramilitärischen Verbandes, der aus seiner Feindschaft zur österreichischen Republik und Demokratie keinen Hehl machte. In dieser Funktion provozierte Pabst in Wien das Blutbad vom 15. Juli 1927. Eine ähnliche Rolle wird ihm für die blutigen Ereignisse in Lichtenberg im März 1919 zugeschrieben. Mit der vermutlich von Pabst lancierten Falschmeldung, in Lichtenberg seien Polizeiwachen gestürmt und Beamte erschossen worden, wurde eine Strafexekution ausgelöst. Der Widerspruch des Lichtenberger Bürgermeisters Oskar Ziethen verhallte in der Blutorgie ungehört.

Nach seiner Rückkehr nach Deutschland leitete Pabst die „Gesellschaft zum Studium des Faschismus“, die das System Mussolini auf seine Verwertbarkeit prüfen wollte. In diesem Kreis pflegte er enge Kontakte zu Hermann Göhring.

Waldemar Pabst hat sich später eine Legende als NS-Gegner gestrickt. Dem steht eine Mitteilung an einen österreichischen Industriellen entgegen. Ihm versicherte Pabst 1932: „Ich könnte mich nie und nimmer dazu hergeben, etwas gegen die NSDAP-Bewegung zu unternehmen, sondern nur in einer gemeinsamen Linie mit derselben. Das erfordert nicht nur meine Überzeugung, sondern auch meine Tätigkeit in Deutschland.“ Die Gestapo bestätigte ihm im Zusammenhang mit der „Röhmrevolte“ 1934 ebenfalls, keinerlei belastendes Material ermittelt zu haben. In der Schweiz hielt er sich mit dem Status eines Wehrwirtschaftsführers auf, der über Tarnfirmen, den Nachschub kriegswichtiger Waren für das NS-Regime organisierte.

In der Bundesrepublik Deutschland tat sich Pabst an der psychologischen Front des kalten Krieges mit der Herausgabe des Blattes „Das deutsche Wort“ hervor, das vom Verfassungsschutz als rechtsextrem eingeschätzt wurde. 

Die Drucksache 624 abzulehnen ist ein Gebot der politischen Hygiene. Dies sehen die Anwohner des Anton-Saefkow-Platzes, der Bürgerverein Fennpfuhl und unzählige Bürger Lichtenbergs ebenso.

